
Höchste Gerichtsbarkeit in Kriegszeiten

Höchste Gerichtsbarkeit in Kriegszeiten

Veranstalter: Netzwerk Reichsgerichtsbar-
keit, Gesellschaft für Reichskammergerichts-
forschung, Haus-, Hof- und Staatsarchiv Wien
Datum, Ort: 02.04.2008-04.04.2008, Wien
Bericht von: Verena Kasper, Institut für Ge-
schichte, Karl-Franzens-Universität Graz

Wechselseitige Auswirkungen von Krieg auf
Recht beziehungsweise Krieg auf Gerichts-
barkeit und vice versa standen im Mittel-
punkt der vom Netzwerk Reichsgerichtsbar-
keit und der Forschungsstelle Reichskam-
mergericht gemeinsam mit dem Haus-, Hof-
und Staatsarchiv Wien veranstalteten Tagung
„Höchste Gerichtsbarkeit in Kriegszeiten“.
Verrechtlichungsprozesse und die Institutio-
nalisierung der Rechtsstruktur des Alten Rei-
ches wurden dabei dem Prozess der Kriegs-
verdichtung gegenübergestellt, was insbeson-
dere für die erste Hälfte des 17. Jahrhun-
derts mit 30jährigem Krieg und Westfäli-
schem Frieden als Höhepunkte beider Ent-
wicklungen herausgearbeitet werden sollte,
so eine der Veranstalter Anette Baumann
(Wetzlar). Steffen Wunderlich (Frankfurt a.M.,
Netzwerk Reichsgerichtsbarkeit) hob in sei-
nen einleitenden Worten die Auswirkungen
der Kriegszeiten auf die Institutionen Reichs-
kammergericht und Reichshofrat als beson-
deren Schwerpunkt hervor. Dies sowohl auf
struktureller Ebene in Form personeller Aus-
wirkungen, örtlicher Verlegungen des Ge-
richtsortes oder Einstellen der gerichtlichen
Tätigkeit, was ganz unmittelbar auf das in-
stitutionelle Gefüge im Reich gewirkte habe,
als auch auf prozessualer Ebene durch erhöh-
te Prozessfrequenzen und bestimmte Verfah-
rensarten.

Die erste Sektion war jedoch zunächst im
16. Jahrhundert angesiedelt und behandel-
te zum einen die sich ausbildende Rolle
des Reichskammergerichts als Friedenswah-
rer, zum anderen die selten erhaltenen Ent-
scheidungsmotive von Prozessrichtern, hier
speziell in Kriegszeiten. MIRIAM DAHM
(Bochum) zeigte in ihren Ausführungen die
kriegspräventive, friedenssichernde Funktion
der Pfändungskonstitution der Reichskam-
mergerichtsordnung von 1555 auf. Auch nach
dem Ewigen Landfrieden (1495) sei die eigen-

mächtige Pfändung, beispielsweise bei Schul-
den oder Besitzstörung, eine häufige Form
der Selbsthilfe geblieben, was der angestreb-
ten Friedensregelung entgegengestanden hät-
te. Bereits zeitgenössisch umstritten war da-
bei die definitorische Abgrenzung zwischen
Landfriedensbruch und eigenmächtiger Pfän-
dung, die neben der einerseits strafrechtlichen
andererseits zivilrechtlichen Dimension auch
Fragen nach Maß und Unmaß tolerabler Ge-
walt umfasste. Am Beispiel eines Grenzkon-
fliktes zwischen dem Fürstentum Wolfenbüt-
tel und der Reichsabtei Corvey in der zwei-
ten Hälfte des 16. Jahrhunderts verwies Dahm
auf das hohe Konfliktpotential, das die Ver-
zahnung verschiedener Herrschaftsrechte mit
sich brachte und im Rahmen dessen eine ei-
genmächtige Pfändung üblicher Handlungs-
mechanismus gewesen sei. Mit der Festschrei-
bung der Pfändungskonstitution seien nun-
mehr „Gerechtigkeiten“, also Obergerichts-
barkeit, prozessrechtlich ausschlaggebend ge-
worden, die wie im Falle Corveys nicht not-
wendig mit Besitz, Landherrschaft und Ge-
waltmonopol zusammenfallen mussten. Dies
habe die Prozessparteien zunehmend dazu
gezwungen, Verträge zu schließen, die im
Zweifelsfall als Beweismittel angeführt wer-
den konnten, die gleichzeitig aber auch zu
Verrechtlichung und Stabilisierung friedlicher
Beziehungen führten. Im Vergleich zu den
langwierigen Landfriedensprozessen agierte
das Reichskammergericht in Pfändungspro-
zessen zumeist rasch mit einer Restitution des
Pfandes, um den akuten Konflikt zu beenden,
bevor über die rechtliche Situation argumen-
tiert wurde. Dies habe zum einen dazu ge-
führt, dass viele Prozesse konsensual been-
det werden konnten, andererseits aber auch
dazu, dass offenkundige Landfriedensbrüche
auch von Klägerseite nun bevorzugt als Pfän-
dungsprozesse deklariert wurden. Die defini-
torische Unschärfe verursachte also eine pro-
zessuale Gemengelage, die von den Prozess-
parteien genutzt werden konnte.
STEFFEN WUNDERLICH (Frankfurt a.M.)
zeigte anhand eines privaten Protokollbuchs
des Reichskammergerichtsassessors Mathias
Alber (1532/33), wie dieser bei Prozessen im
Umfeld des Bauernkrieges in drei exempla-
rischen Fällen seine Urteilsbegründungen ar-
gumentierte. Er betonte dabei, dass für Albers
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nicht das ius commune, sondern vielmehr
die Achtbarkeit und Unantastbarkeit von Ob-
rigkeit leitendes Rechtsdenken war. Während
dem Reichskammergericht vom Reichstag,
wie beispielsweise im Reichsabschied 1530,
Untertanenfreundlichkeit vorgeworfen wor-
den sei, habe sich das Reichskammergericht
in seinen Entscheidungen tatsächlich eher re-
striktiv gezeigt. Standesstruktur und Unter-
tanengehorsam bildeten, zumindest im spe-
ziellen Falle Albers, den gedanklichen Rah-
men, in denen das klassische Argument von
armem Untertan versus tyrannischer Obrig-
keit nicht unbedingt gepasst habe. Wie Sieg-
rid Westphal (Osnabrück) in der Diskussion
anmerkte, gelte es aber hier zwischen indivi-
duellen und kollektiven Untertanenklagen zu
unterscheiden. Thomas Lau (Fribourg) stell-
te zudem die Schwierigkeit für das Gericht
heraus, bei Untertanen-/ Bürgerklagen durch
ein Mandat zunächst die Tyrannei einer Ob-
rigkeit feststellen zu müssen, was einem Ur-
teil schon beinahe gleichkam. Hier hätte, wie
Eva Ortlieb (Wien) anmerkte, der Reichshof-
rat beispielsweise einen wesentlich flexible-
ren Handlungsspielraum gehabt, da er sich
nicht allein auf seinen Gerichtscharakter zu-
rückziehen konnte beziehungsweise musste
und auch nicht nur die Handhabe des Man-
dats zur Verfügung hatte.

Die zweite Sektion behandelte eines der
für diese Tagung als Kernbereich abgesteck-
ten Themenfelder – den Reichshofrat im
30jährigen Krieg und Westfälischen Frieden.
THOMAS LAU (Fribourg) zeigte anhand des
Beispiels der Reichsstadt Mühlhausen ver-
schiedene Konfliktlagen und Lösungsstrate-
gien von Bürgern, Rat und Reichshofrat im
Krieg auf. Im Falle Mühlhausens hatte zwar
die Bürgerschaft mit dem Rat am kollekti-
ven Rechtsbruch zugunsten eines Bündnis-
ses mit Schweden und Kursachsen teilge-
nommen, alsbald aber nutzte der Rat dies
durch „Ressourcentransfer“, vor allem über-
mäßige Kontributionsleistungen der Bürger-
schaft, zu seinen Gunsten. Dadurch bildete
sich ein gegen den Rat gerichtetes oppositio-
nelles Bündnis aus protestantischen kirchli-
chen Trägern und Bürgerschaft, die nun den
Weg an den Reichshofrat suchten. Dies habe,
so Lau , unmittelbar ein neues prokaiserliches
Verhaltens-, Kommunikations- und Wahrneh-

mungsmuster innerhalb der Bürgerschaft be-
fördert. Denn der Reichshofrat habe seine
vermittelnde politische wie jurisdiktionelle
Funktion unterstrichen: zum einen durch die
konsequente Nicht-Verhandlung von religiö-
sen Konfliktfeldern, zum anderen durch die
Ernennung protestantischer Reichsstände als
kaiserliche Kommissare, wodurch er sich als
Garant des überkonfessionellen Rechts er-
weisen und seine Schutzfunktion für Unter-
tanen hervorheben konnte. Hierdurch zei-
ge sich wiederum die besondere Handlungs-
macht des Reichshofrats, anhängige Prozesse
flexibel zu verbinden, gegeneinander auszu-
spielen oder nicht zu verhandeln. Gleichzeitig
habe er sich auf das „neutrale“ Agieren der
eigentlich pro Rat eingestellten kaiserlichen
Kommissare verlassen können, da der Repu-
tationsverlust einer Entziehung dieses Amtes
auch für protestantische Reichsstände nicht
tragbar gewesen wäre. Der Reichshofrat ha-
be damit aber einen Prozess der Vertrauens-
bildung in Gang gesetzt, was alsbald reichs-
städtische Nachfolgeprozesse von Ulm und
Augsburg an den Reichshofrat zog und mit
der ab 1648 zunehmenden Angleichung der
rechtlichen Strukturen der Reichsstädte kor-
respondierte. Unterschiede zu vorhergehen-
den Bürgerunruhen, sah Lau vor allem dar-
in, dass nach 1548 deutlich geworden sei,
dass die Institution städtischer Rat nicht an-
zugreifen, weil kaiserlich geschützt war, ei-
ne strukturelle Änderung also nur über den
Reichshofrat zu erreichen gewesen sei, was
wie im Falle Mühlhausens von der Bürger-
schaft genutzt wurde und zu einer längerfris-
tigen Veränderung der Verhaltens- und Ent-
scheidungsstrategie des Reichshofrats geführt
habe. Für das allgemeine Prozessaufkommen
am Reichshofrat hielt EVA ORTLIEB jedoch
in der Diskussion fest, dass sich der 30jähri-
ge Krieg negativ auf die Prozessfrequenz aus-
wirkte, auch weil die Reichshofräte aufgrund
ihrer politischen Funktion in den Friedensver-
handlungen aktiv beteiligt waren und daher
ihre gerichtliche Tätigkeit hintanstellen muss-
ten.
RALF-PETER FUCHS (München) befasste
sich in seinem Beitrag mit der Rolle des
Reichshofrats im Nachklang des Westfäli-
schen Friedens anhand des Konflikts Kur-
brandenburg contra Pfalz-Neuburg um die
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in Osnabrück dem Normaljahr 1624 ent-
sprechend festgelegte konfessionelle Auftei-
lung Jülich-Kleve-Bergs, deren Einhaltung
durch Kurbrandenburg von Pfalz-Neuburg
am Reichshofrat einklagt wurde. Dabei habe
sich der Reichshofrat klar zum Westfälischen
Frieden als Kontrollinstanz der Ausführung
der getroffenen Regelungen positioniert. Ent-
sprechend setzte er eine paritätisch besetzte
Kommission ein, versuchte aber auch selbst,
politisch vermittelnd aufzutreten, um eine Es-
kalation zu vermeiden. In der schwierigen Si-
tuation einerseits als Hüter des Friedenswer-
kes aufzutreten, andererseits aber die Kom-
munikation mit dem Kurfürsten aufrechter-
halten zu wollen, werde die Flexibilität, mit
der der Reichshofrat agierte, besonders deut-
lich. Als Instanz und Autorität zur Durchset-
zung des Westfälischen Friedens in der Über-
gangsphase von Krieg und Frieden musste
der Versuch stehen, alle Reichsstände ver-
pflichtend nach dem Normaljahr zu behan-
deln – er stand dabei auch in Konkurrenz
zu anderen friedenssichernden Mächten wie
Schweden und Frankreich. Andererseits zei-
ge sich gerade im Konfliktfall, dass er wie ge-
habt aus politischem Kalkül die Entscheidun-
gen sensibel anpasste und langfristige, ent-
radikalisierende Lösungen anstrebte, sich al-
so auf seinen Charakter als Ansehensmacht
und Friedenswahrer zurückzog. Wie Siegrid
Westphal anmerkte, setzte er damit die „alten
Lösungsstrategien von Entschleunigung und
Vergleichsbestrebung“ ein.

Die dritte Sektion befasste sich analog
mit dem Reichskammergericht als zweitem
obersten Reichsgericht während des 30jäh-
rigen Krieges, wiederum in einem regio-
nalen Zugriff. Für den sächsisch-anhaltisch-
thüringischen Raum konnte MARKUS MEU-
MANN (Halle) am Reichskammergericht für
den Zeitraum 1515-1660er Jahre rund 1500
Streitfälle ausmachen, wovon 7 bis 8% in den
Zusammenhang mit Kriegen zu setzen sei-
en. Neben einem großen prozessualen Anteil
an Landfriedensbruch- und Pfändungskla-
gen, die vor allem im 16. Jahrhundert verhan-
delt wurden, seien insbesondere Kriegssteu-
ern, Eigentumsprozesse im Gefolge des Krie-
ges, Kriegsschäden und ausstehende Soldzah-
lungen, damit also vor allem wirtschaftliche
Klagegegenstände an das Reichsgericht her-

angetragen worden. Die rund 30 Mandats-,
Citations- und Appellationsklagen kamen je-
doch oft erst Jahrzehnte später an das Gericht,
seien den Kriegsverläufen also eher nach-
gelagert gewesen. Vor Gericht agierten da-
her nicht etwa die tatsächlich Kriegführen-
den, sondern vielmehr die Betroffenen mit
beispielsweise der Obrigkeit wegen Vertei-
lungsstreitigkeiten, was kriegsbedingte Pro-
zesse nur schwer fassbar mache.
ANETTE BAUMANN (Wetzlar) untersuchte
genuin für den Zeitraum des 30jährigen Krie-
ges die Prozesstätigkeit der beiden protestan-
tischen Territorien Nassau und Waldeck an
den beiden obersten Reichsgerichten im Ver-
gleich. Zwar sei das Fürstentum Waldeck zu-
nächst kaiserfern und durch Lehensvorstel-
lungen zu Hessen geprägt gewesen – dies
habe sich jedoch um die Wende zum 17.
Jahrhundert geändert, was sich unmittelbar
in einer stetigen Prozesstätigkeit gegen Hes-
sen niederschlage. Waldeck habe dabei beide
Reichsgerichte gleichermaßen ergänzend zu-
einander genutzt, das Reichskammergericht
im Zeitraum 1618-31 mit meist einem Pro-
zess pro Jahr, den Reichshofrat mit insgesamt
17 Prozessen in diesem Zeitraum. Bemerkens-
wert sei vor allem, dass in den 1620er Jah-
ren, als Waldeck von Hessen bedroht wurde,
der Kaiser trotz Kriegszeiten den kleinen, pro-
testantischen Reichsstand schützte. Ein völ-
lig anderes Bild biete sich hingegen bei Nas-
sau, das zunächst eine enge Verbindung zum
Kaiser durch die Lage seiner Territorien und
die Nähe zu Frankreich gehabt habe. In den
1620er Jahren klagte Nassau hauptsächlich
am Reichskammergericht, danach ausschließ-
lich am Reichshofrat. Als durch erneute Erb-
teilung in den 1630er Jahren die Nassaui-
schen Söhne eine Anstellung in Schwedischen
Diensten erhielten, habe sie der Zorn des Kai-
sers getroffen, der ihnen die Gebiete entzog
und sie ihres Landes verweisen ließ. Die Re-
bellion gegen den Kaiser schien somit gleich-
bedeutend mit einer Aufgabe der reichsver-
fassungsmäßigen Schutzrechte gewesen zu
sein. Bestimmend sei daher gerade für kleine-
re Territorien das persönliche Verhältnis zum
Kaiser gewesen.
Der Abendvortrag von RALF PRÖVE (Ber-
lin) nahm die „freiwillig und unfreiwillig Rei-
senden während des Krieges“ in den Blick,
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das frühneuzeitliche Militär. Es sei hier eine
der bedeutendsten Berufsgruppen und Per-
sonenverbände aus dem Blick der Forschung
geraten, die sich durch hohe Mobilität, wei-
te geographische Reichweite, Multiethnizität
und -konfessionalität auszeichne. So habe ein
europaweiter Arbeitsmarkt floriert, der ein
Millionenheer auf Kosten der Militärkassen
quer durch Europa habe reisen lassen, oft ge-
meinsam mit deren Familien, denn rund ein
Drittel der Söldner war verheiratet. Diesen
„multikulturellen Mikrokosmos“ gelte es kul-
turwissenschaftlich zu untersuchen, denn zu-
meist lebten die Söldner bei der ansässigen
Bevölkerung oder Wirtshäusern einquartiert,
Kasernen waren bis ins späte 19. Jahrhundert
noch selten. Welche wirtschaftlichen Struktu-
ren und Folgen diese Einquartierungen vor al-
lem bei Wirten gezeitigt hätten, sei kaum un-
tersucht, dabei seien gerade diese Quartiere
Kontakt- und Kommunikationsknotenpunk-
te gewesen, die auch auf Kulturtransfer hin
befragt werden könnten. Über die Quellen-
gattung der Soldatentagebücher könne hier,
wenn auch, wie Siegrid Westphal anmerkte
eher das sozial höher stehende, Militärperso-
nal fassbar und die Verquickung militärischer
und nichtmilitärischer Lebenswelten erfahr-
bar gemacht werden.

In der vierten Sektion wurde das schwedi-
sche Wismarer Tribunal als ausländisches Mi-
litärgericht innerhalb des Reiches in den Ver-
gleich miteinbezogen. JANA ZIMDARS (Ros-
tock) stellte hierbei fest, dass in den Kriegs-
jahren nicht mehr oder weniger Fälle an das
Tribunal gelangten, sondern kriegsbedingte
Prozesse sich wiederum erst nach den akti-
ven Kriegsjahren niederschlugen. Dabei stell-
te auch sie, ähnlich Markus Meumann, die ge-
häufte Anzahl an Prozessen um wirtschaftli-
che Belastungen wie Schulden oder Einquar-
tierung fest, während beispielsweise Gewalt
selten Gegenstand von gerichtlichen Ausein-
andersetzungen geworden sei. Das Tribunal
habe dabei durch beschwichtigende Schrift-
wechsel eine Mittlerfunktion inne gehabt und
befasste sich hauptsächlich mit Bürgerklagen
gegen Militärangehörige, während Prozesse
gegen Zivilisten an die jeweiligen örtlichen
Gerichte verwiesen wurden. Bei nachgewie-
senen Schulden durch Kriegsfolgen war da-
bei die Chance einer Rückerstattung durch

die schwedische Krone durchaus hoch. In
seinem daran anschließenden Vortrag zeigt
NILS JÖRN (Wismar) auf, dass das Tribunal
als Substitut der Reichsgerichte in der besetz-
ten Region fungierte und durch die engma-
schige Kontrolle der Schwedischen Krone we-
sentliche Qualitätsverbesserungen erreichen
konnte. Zwar habe zumindest in der Groß-
machtzeit bis 1720 der Anspruch dahinter ge-
standen, falls größere Ambitionen im Reich
umsetzbar wären, die bestehenden Justizstel-
len schnell und problemlos füllen zu kön-
nen. Ungeachtet dessen waren die besten Ju-
risten Schwedens am Wismarer Tribunal tä-
tig, die neben Militärstatuten auch Römisches
Recht und Reichsrecht zur Geltung brachten.
Für die zu Beginn aufgeworfene Fragestel-
lung, inwiefern sich Kriege strukturell auf Ge-
richte auswirken könnten, sei für Wismar fest-
zustellen, dass sich die Kriegsbelastung ganz
unmittelbar bei der Errichtung des Tribunals
durch äußerst geringe Personalaufnahme ge-
zeigt habe, die erst in den Friedensjahren
bis 1700 deutlich erhöht wurde. Dann jedoch
dauerte die Prozessdauer am Wismarer Tribu-
nal durchschnittlich nur eine Woche, war also
sehr effektiv. Als Wismar 1716 eingenommen
wurde, sei das Tribunal darauf vorbereitet ge-
wesen, habe die Archivbestände nach der na-
he gelegenen Reichsstadt Lübeck verbracht
oder in die Hände Wismarer Bürger gegeben.
Es schien unter allen beteiligten und betroffe-
nen Kriegsparteien der Konsens zu bestehen,
dass das Archiv nicht angetastet werden dür-
fe, da nur so Rechtssicherheit gewährleistet
werden könne.

In der abschließenden Sektion wurden lau-
fende Dissertationsprojekte zu Reichskam-
mergericht und Reichshofrat vorgestellt. Ne-
ben der medialen Inszenierung der Reichs-
kammergerichtsvisitation in Druckschriften
(ALEXANDER DENZLER, Augsburg) und
dem Verhältnis von königlichem Landgericht
und Reichskammergericht (MICHAEL JACK,
Bochum) stand dabei unter anderem auch
die zeremoniell inszenierte Person des Rich-
ters am Reichskammergericht im Blickpunkt
(MARIA VON LOEWENICH, Münster). Für
die Besetzung dieses Amtes zeigte Loewenich
auf, dass ab dem Wechsel nach Wetzlar nicht
mehr der ansässige oder umliegende Hoch-
adel, sondern kaiserliches Klientel ins Amt
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berufen wurde. Die Position des Reichskam-
merrichters habe meist am Ende einer Hof-
karriere gestanden und machte die Richter
damit nicht nur zeremoniell nach außen zu
Vertretern des Kaisers. Dabei sei dieses Amt
zwar auf den ersten Blick ein eher repräsen-
tatives, organisierte der Reichskammerrichter
doch hauptsächlich den formalen Ablauf. Ge-
rade darin aber habe seine hohe Lenkungs-
möglichkeit bestanden, da er jeweils die Refe-
renten und Assessoren der Prozesse bestimm-
te und gleichzeitig wie kein anderer Einblick
in alle Gerichtsprozesse gehabt habe. Diese
Handlungsmöglichkeiten ebenso wie der ho-
he Prestigegewinn hätten dieses kostspieli-
ge und unrentable Amt daher stets von po-
litischer Bedeutung und damit begehrt sein
lassen. Die vorgestellten Reichshofratprojek-
te stellten den besonderen Status der jüdi-
schen Minderheit am Reichshofrat heraus, der
sich in zahlreichen Prozessen vor allem im 18.
Jahrhundert niederschlug. Dies kann, wie in
den Referaten von VERENA KASPER (Graz)
und ANDRÉ GRIEMERT (Marburg) gezeigt,
über quantitative Erhebungen beispielsweise
auf die Bedeutung der Institution Reichshof-
rat für die jüdische Bevölkerung, die sich in
der Inanspruchnahme widerspiegelt, die geo-
graphische Reichweite von Konflikten oder
auch ständische Beteiligung hin befragt wer-
den.

Zusammenfassend schien insbesondere aus
den Referaten von Lau, Meumann und Zim-
dars deutlich zu werden, dass es gerade die
wirtschaftliche Seite des 30jährigen Krieges in
Form von Kriegsschäden, Schulden und Ver-
teilungsstreitigkeiten war, die an die obersten
Gerichte gelangte. Dabei habe das Kriegsge-
schehen keinen unmittelbaren Niederschlag
in der Prozesstätigkeit an den Reichsgerich-
ten beziehungsweise dem Wismarer Tribu-
nal gefunden, wobei anzumerken bleibt, dass
hier regionale Schlaglichter auf die Inan-
spruchnahme geworfen wurden. Ausstehend
blieben überregionale Untersuchungen der
Prozesstätigkeit an Reichskammergericht und
Reichshofrat, die hier möglicherweise ande-
re Ergebnisse zeitigen würden. Denn wie
Eva Ortlieb anmerkte, ist bei der Gesamtin-
anspruchnahme des Reichshofrats beispiels-
weise doch ein Rückgang des Prozessauf-
kommens während des 30jährigen Krieges

festzustellen. Hier wäre auch ihrem Hin-
weis auf die besondere Rolle der Reichshof-
räte in den Westfälischen Friedensverhand-
lungen nachzugehen, die dem gegenüber si-
cherlich eine positive Rückwirkung auf Sta-
tus und Ansehen des Reichshofrats zur Fol-
ge hatte. Deutlich wurde erneut die größe-
re Handlungsflexibilität des Reichshofrats im
Vergleich zum Reichskammergericht, die je-
doch stets in seine politischen Verflechtun-
gen eingebettet blieb. (Ein Tagungsband ist
geplant)

Konferenzübersicht:

Kommentatorin: Anja Amend (Frankfurt
a.M.)
Die Pfändungskonstitution der RKGO von
1555 als reichsrechtliches Instrument der
Kriegsprävention: Miriam Katharina Dahm
(Bochum)
„Ne daretur occassio subditis proternien-
di contra superiorem!“ – Folgeprozesse
von Untertanen am Reichskammergericht
nach demverlorenen Bauernkrieg: Steffen
Wunderlich (Frankfurt a.M.)

Kommentatorin: Eva Ortlieb (Wien)
Vom Religionstyrannen zum Hüter des
Rechts – Bürgerklagen vor
dem Reichshofrat in der Zeit des Dreißigjäh-
rigen Krieges: Thomas Lau (Fribourg)
Dem Westfälischen Frieden verpflichtet? Der
Reichshofrat und der Normaljahrskrieg 1651:
Ralf-Peter Fuchs (München)

Kommentatorin: Siegrid Westphal (Osna-
brück)
Um Steuergerechtigkeit, Schadenersatz und
Restitution. Reichskammergerichtsprozesse
im Zusammenhang mit dem Dreißigjährigen
Krieg im sächsisch-anhaltisch-thüringischen
Raum: Markus Meumann (Halle)
Die Nutzung von Reichskammergericht und
Reichshofrat durch Nassau und Waldeck
während des Dreißigjährigen Krieges: Anette
Baumann (Wetzlar)

Öffentlicher Abendvortrag im Saal des Haus-,
Hof- und Staatsarchivs: Kulturtransfer und
Militärsystem in der zweiten Frühneuzeit-
hälfte: Ralf Pröve (Berlin)

Kommentator: Ralf Pröve (Berlin)
Die Festungs- und Garnisonsstadt Wismar
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unter schwedischer Krone – im Spiegel der
Akten des Hohen Tribunals (1653-1716): Jana
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